


Ihren eigentlichen Zielen gibt Angela Merkel,
die Unverbindliche, in der Regel weder Namen
noch Gesicht, und deshalb glaubt ganz
Deutschland, eine Agenda gäbe es nicht. Die
einen freuen sich, weil die Chamäleon-
Kanzlerin immer mal wieder die Farbe
annimmt, die ihnen gefällt. Die anderen ärgern
sich, weil sie es gern noch ein bisschen
konservativer oder wirtschaftsliberaler hätten
oder jedenfalls irgendwie programmatisch und
schon gar nicht mit diesem gelegentlichen
Anflug »sozialdemokratischer« Neigungen.

Für Linke und Anhänger der
Sozialdemokraten gibt es – zum Ärger der
traditionell Konservativen – ein paar Worte
über die eventuell vorhandene Notwendigkeit
von Mindestlöhnen, und Ursula von der Leyen
darf, nun als Arbeitsministerin, so tun, als sei
sie die Retterin der armen Rentner. Grüne und
Ökologen bekommen etwas, das den Namen
»Energiewende« trägt – wiederum zum Ärger



der Altkonservativen, die die Kehrtwende der
Ex-Atomfreundin nicht verstehen. Zum
Ausgleich darf sich jeder CDU-Parteitag nach
alter konservativer Sitte gegen allzu viele
Rechte für Homosexuelle sowie gegen
Datenschützer und Liberalität in der
Strafverfolgung positionieren.

Allerdings: Hinter der vermeintlich
unideologischen, pragmatischen Attitüde
versteckt sich der wahre Kern des
Merkel’schen Programms. Es ist ein
»Wirtschaftsliberalismus light«. »Light« nicht
in seinem ideologischen Kern – der ist eher
hart –, sondern nur in seiner Geschmeidigkeit,
wenn es um die Durchsetzung der wichtigsten
Ziele geht, zum Beispiel die Sicherung der
deutschen Vorherrschaft in Europa oder den
Abbau der solidarischen Sozialsysteme. Dieses
Programm kennt keine ideologischen, sondern
nur taktische Grenzen: Nach außen verkauft die
»Kanzlerin aller Deutschen« ihr Handeln als



»Politik für alle« und sich selbst als
Inkarnation der bürgerlichliberalen »Mitte«.
Doch hinter dieser Fassade folgt sie
weitgehend dem Programm der Banken und
Konzerne. Die vielbeschworene
»Modernisierung« der CDU erfüllt kaum mehr
als den Zweck, diese Abhängigkeit zu
kaschieren.

»Modern« wird die Partei entweder dort, wo
auch die Wirtschaft inzwischen nach
Modernisierung ruft – zum Beispiel bei der
Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Oder sie
macht Zugeständnisse dort, wo der
gesellschaftliche Druck die Macht zu
gefährden beginnt – zum Beispiel bei der
Energiewende oder beim Mindestlohn. Dann
allerdings tut sie nur das, was unbedingt
notwendig ist, um die Konkurrenz in Schach
und den Druck auf die Wirtschaft so gering wie
möglich zu halten: Wenn schon die Forderung
nach Mindestlöhnen zu populär ist, um sie zu



ignorieren, dann werden die Unternehmen
lieber Merkels Light-Version1 akzeptieren als
ein echtes gesetzliches Minimum unter einem
Kanzler von der SPD. Und wenn schon
Energiewende, dann lieber mit
milliardenschwerer Entlastung der
stromfressenden Industrie als ein Umstieg mit
fairer Verteilung der Lasten.

Reine Leere: Prinzipienlosigkeit als Prinzip

Vor allem aus dem konservativen Lager kommt
Kritik an dieser Geschmeidigkeit. Da heißt es,
die CDU-Vorsitzende habe ihren Kompass
verloren, und voller Trauer wird erinnert an die
Zeit, als sie noch – etwa 2003 auf dem
berühmten Leipziger Parteitag oder im
Wahlkampf 2005 – das neoliberale Programm
in Reinkultur predigte. Melancholisch wird der
»Mut« beschworen, mit dem Merkel sich an
die neoliberale »Modernisierung« der Republik



gemacht habe. Und mit nostalgischem Unterton
werden Sätze zitiert wie dieser aus dem
Beschluss des Leipziger Parteitags von 2003:
»Immer wieder hat die CDU in der Geschichte
der Bundesrepublik den Mut gehabt, die
Weichen auch gegen Widerstände neu zu
stellen, weil sie die Herausforderungen der
Zeit angenommen hat. Zu dieser Verantwortung
bekennt sich die CDU auch jetzt.«2

Ganz mutig beschloss Merkels Partei damals
»den Befreiungsschlag«, von dem die
Vorsitzende bei ihrer Leipziger Parteitagsrede
sprach.3 Die CDU forderte die Umstellung der
Krankenversicherung auf eine »Kopfprämie«,
die nicht mehr mit dem Einkommen steigen,
sondern für alle gleich sein sollte4 – also den
Anfang vom Ende des Solidarprinzips in der
Sozialversicherung. Sie beschloss ein neues
Steuersystem mit nur noch drei Sätzen von 12,
24 und 36 Prozent5, womit sie Gerhard
Schröders fatale Entlastungspolitik für


